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Verordnung des Landratsamtes Bay­
reuth über das Wasserschutzgebiet in
der Gemarkung Kirchenpingarten,
Gemeinde Kirchenpingarten, Land­
kreis Bayreuth zum Schutz der Quellen
Eckartsreuth 1 - 3 für die öffentliche
Wasserversorgung der Wassergemein­
schaft Eckartsreuth der Gemeinde
Kirchenpingarten

vom 8. April 2024
Anlagen:
1. Lageplan (M = 1 : 5.000)
2. Erläuterungen undMaßgaben

zu $3Abs.1 Nr. 6

Das Landratsamt Bayreuth erlässt auf­
grund des§ 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2
und § 52 des Wasserhaushaltsgesetzes -
WHG- vom 31. Juli 2009 (BGB! I S. 2585),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Juli
2023 (BGBI I S. 176) m. W.v. 7. Juli 2023, in
Verbindung mit Art. 63 des Bayerischen
Wassergesetzes -BayWG- (BayRS 753-1-
U) vom 25. Februar 2010 (GVBI S. 66), in
der Fassung der Bekanntmachung vom 9.
November 2021 (GVBI S. 608), folgende

Verordnung:

$1
Allgemeines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasser­
versorgung für die Wassergemeinschaft
Eckartsreuth wird in der Gemeinde Kir­
chenpingarten das in &$ 2 näher umschrie­
bene Wasserschutzgebiet festgesetzt.

Für dieses Gebiet werden die Anordnun­
gen nach§§ 3 bis 8 erlassen.

$2
Schutzgebiet

(1) Das Schutzgebiet besteht aus
einer "Weiteren Schutzzone"
einer "Engeren Schutzzone" und
einem "Fassungsbereich".

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und
der einzelnen Schutzzonen sind in
dem im Anhang (Anlage 1) veröffent­
lichten Lageplan eingetragen. Für die
genaue Grenzziehung ist der Lage­
plan im Maßstab 1: 5.000 maßgebend,
der im Landratsamt Bayreuth und in
der Verwaltungsgemeinschaft Wei­
denberg niedergelegt ist; er kann dort
während der Dienststunden eingese­
hen werden. Die genaue Grenze der

Schutzzone verläuft aufderjeweils ge­
kennzeichneten Grundstücksgrenze
oder, wenn die Schutzzonengrenze
ein Grundstück schneidet, auf der der
Fassung näheren Kante der gekenn­
zeichneten Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der
Bezeichnungen der im Schutzgebiet
gelegenen Grundstücke berühren die
festgesetzten Grenzen der Schutzzo­
nen nicht.

(4) Der Fassungsbereich wird durch eine
2 m hohe Umzäunung, die Engere
Schutzzone und die Weitere Schutz­
zone werden, soweit erforderlich, in
der Natur in geeigneter Weise kennt­
lich gemacht.

Inhalt:
Verordnung des Landratsamtes Bayreuth über das Was­
serschutzgebiet in der Gemarkung Kirchenpingarten,
Gemeinde Kirchenpingarten, Landkreis Bayreuth zum
Schutz der Quellen Eckartsreuth 1 - 3 für die öffentliche
Wasserversorgung der Wassergemeinschaft Eckartsreuth
der Gemeinde Kirchenpingarten
Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern
Aufgebot eines Sparkassenbuches
Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung
nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (Bay­
BO) aufdem Gebiet der Gemeinde Eckersdorf

$3
Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen:

(1) Es sind unbeschadet der allgemein geltendenRegelungen sowie behördlicher Entscheidungen gem. $ 52 Abs. l Satz 1 WHG,

in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

1. bei Eingriffen in den Untergrund

1.1 Aufschlüsse oder Verände- nur zulässig wie in Zone II sowie im unmit- nur Bodenbearbeitung im Rahmen der
rungen der Erdoberfläche, telbaren Zusammenhang mit den nach den ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen,
auch wenn Grundwasser Nrn. 2 bis 5 zulässigen Maßnahmen, forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen
nicht aufgedeckt wird, vor- Nutzung zulässig,
zunehmen oder zu erwei- verboten für genehmigungsfreie Abgrabun-
tern (insbesondere linien- gen verboten für genehmigungsfreie Abgrabun-
haft durchhaltende Gelän- gen
deeinschnitte, Fischteiche,
Rohstoffabbau, genehmi-
gungsfreie Abgrabungen
gem. BayAbgrG Art. 6 Abs.
2)

1.2 Wiederverfüllung von Erd- nur zulässig im Zuge von Baumaßnahmen verboten
aufschlüssen, Baugruben, mit dem ursprünglichen Erdaushub oder
und Leitungsgräben natürlichem, unbedenklichem Bodenmate-

rial unter Beachtung der bodenschutzrecht-
liehenVorschriften und Regelwerke
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in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

1.3 Auf- und Einbringen von verboten,
Bodenmaterial auf oder in
denBoden auch für genehmigungsfreie Aufschüttungen nachBayBO Art. 57 Abs.1 Nr. 9

1.4 Leitungen verlegen oder nur zulässig für verboten
erneuern (ohne Nm. 2.1, 3.7 - unterirdische Leitungen ohne Verwen-
und6.11) dung wassergefährdender Stoffe, zur

unmittelbaren Versorgung im Schutzge-
biet befindlicher Anwesen und Einrich-
tungen

1.5 Durchführung von Bohrun- nur zulässig für Bodenuntersuchungen bis 1 m Tiefe
gen

1.6 Untertage-Bergbau, 'Tun- verboten
nelbauten sowie sonstige
untertägige Eingriffe in den
Untergrund, auch unter-
halb des genutzten Grund-
wasserleiters, auch wenn
diese außerhalb des Wasser-
schutzgebietes ansetzen

2. bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (siehe Anlage 2, Ziffer 1 und 2)

2.1 Errichten oder Erweitern verboten
von Rohrleitungsanlagen
zum Befördern wasserge-
fährdender Stoffe im Sinne
des $ 65 UVPG i. V. m. Nm.
19.3 bis 19.6 der Anlage 1
zum UVPG sowie $2 Abs. 2
RohrFLtgV, außerdem von
Rohrleitungsanlagen, die
nicht der AwSV unterliegen,
bei denen jedoch zumindest
Anlagenteile wassergefähr-
dende Stoffe enthalten
können

2.2 Anlagen nach § 62 Abs. 1 verboten
Satz 1, Satz 2 und Satz 3
erste Variante WHG zum
Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen zu errichten
oder zu erweitern (ohne
Nm. 2.4 bis 2.6)

2.3 Anlagen nach § 62 Abs. 1 verboten
Satz 1, Satz 2 und Satz 3
erste Variante WHG zum
Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen zu betreiben

2.4 Biogasanlagen zu errichten verboten
oder zu erweitern"

2.5 Windkraftanlagen zu errich- verboten
ten oder zu erweitern

2.6 Anlagen zur Erdwärmenut- verboten
zung zu errichten oder zu
erweitern

"Gärsubstrat- und Gärrestelager sind Teil der Biogasanlage, wenn sie nach§ 2 Abs. 14AwSV im engen räumlichen und funktionalen
Zusammenhang mit der Herstellungsanlage stehen
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in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

2.7 Abfüllen und Lagern was- nur zulässig für verboten
sergefährdender Stoffe - das Abfüllen (z. B. Betanken) über techni-
außerhalb von Anlagen sehe Schutzvorkehrungen mit Eignungs-
nach $ 62 WHG nachweis

- das kurzfristige (wenige Tage) Lagern von
Stoffen bis Wassergefährdungsklasse 2 in
dafür geeigneten, dichten Transportbe-
hältern bis zuje 50 Liter

2.8 Sonstiger Umgang mit nur zulässig für verboten
wassergefährdenden Stof- - Verwenden über flüssigkeitsundurchläs-
fen außerhalb von Anlagen sigen, regelmäßig durch Augenschein auf
nach § 62 WHG, soweit nicht Unversehrtheit und Funktionsfähigkeit
nach Nm. 4.12, 4.13, 6.1, 6.2, zu kontrollierenden, vor Witterungsein-
6.4 und 6.5 zulässig flüssen geschützten Betriebsflächen (wie

z. B. in Werkstätten), unter Bereithalten
geeigneter Bindemittel

- Mitführen und Verwenden der nötigen
Betriebsstoffe für Fahrzeuge und Maschi-
nen (auf die Pflicht zur Gefahrenminimie-
rung, z. B. Verwendung biologisch abbauba-
rerKettenschmieröle, wird hingewiesen)

- Kleinmengen im Rahmen des üblichen
privaten Hausgebrauchs

- Winterdienst auf gewidmeten Verkehrs-
wegen

2.9 Abfall im Sinne der Abfall- verboten
gesetze auf Deponien sowie
bergbaulichen Abraum oder
unverwertbare Lagerstät-
tenanteile in Gruben, Brü-
chen und Tagebauen abzu-
lagern

2.10 Genehmigungspflichtiger verboten
Umgang mit radioaktiven

1

Stoffen im Sinne des Atom-
gesetzes und der Strahlen-
schutzverordnung

3. bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen

3.1 Abwasserbehandlungsanla- verboten
gen zu errichten oder zu
erweitern einschließlich
Kleinkläranlagen

3.2 Mischwasserentlastungs- verboten
bauwerke zu errichten oder
zu erweitern

3.3 Trockentoiletten nur zulässig für die Dauer des konkreten verboten
Anlasses (z. B. Waldarbeiten) und mit dich-
tem, regelmäßig geleertem Behälter

3.4 Ausbringen von Abwasser verboten

3.5 Anlagen zum gezielten verboten
Einleiten von gesammelten
Niederschlagswasser ins
Grundwasser oder Oberflä-
chengewässer, einschließ-
lich Regenklär- und Regen-
rückhaltebecken, zu errich-
ten oder zu erweitern
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in derWeiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

3.6 Anlagen zum gezielten verboten
Einleiten von gereinigtem
kommunalem, häuslichem
oder gewerblichem Abwas-
ser ins Grundwasser (Versi-
ckern) zu errichten oder zu
erweitern

3.7 Abwasserleitungen und verboten
zugehörige Anlagen zu
errichten oder zu erweitern

3.8 Abwasseranlagen sowie verboten
Grundstücksentwässe-
rungsanlagen einschließlich
Kleinkläranlagen zu betrei-
ben

4. bei Verkehrswegen, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung, Hausgärten, sonstigen Handlungen

4.1 Straßen, Wege und sonstige - nur zulässig ohne wesentliche Minderung nur zulässig
Verkehrsflächen (Flächen ( < 10 % ) der Schutzfunktion der Grund- - für öffentliche Feld- und Waldwege, be-
nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 wasserüberdeckung, für schränkt-öffentliche Wege, Eigentümer-
BauGB, landwirtschaftliche • Gemeindeverbindungsstraßen, Kreis-, wege und Privatwege und
sowie gewerbliche Hofnlä- Staats-, Bundesstraßen, wenn die - ohne Geländeeinschnitte und bei breitflä-
chen, die der Zufahrt, dem Richtlinien für bautechnische Maßnah- ehigem Versickern des ungesammelten
Umschlagen und der vor- men an Straßen in Wasserschutzgebie- abfließenden Niederschlagwassers
übergehenden Lagerung ten (RiStWag) in der jeweiligen Fassung - wenn die Schutzfunktion der Grundwas-
dienen können) zu errichten beachtet werden serüberdeckung erhalten bleibt
oder zu erweitern • sonstige Flächen unter Berücksichti-

gungvonNr. 3.5
• sonstige Wege wie in Zone II

- verboten für Bundesautobahnen

4.2 Eisenbahnanlagen zu er- verboten
richten oder zu erweitern

4.3 wassergefährdende aus- verboten

waschbare oder auslaugbare
Materialien (z. B. Schlacke,
Teer, Imprägniermittel u. ä.)
insbesondere beim Straßen-,
Wege-, Eisenbahn- oder
Wasserbau zu verwenden

4.4 Baustelleneinrichtungen, verboten
Baustofflager zu errichten
oder zu erweitern

4.5 Bade- oder Zeltplätze einzu- verboten
richten oder zu erweitern;
Camping aller Art

4.6 Sportanlagen zu errichten verboten
oder zu erweitern

4.7 Öffentliche Veranstaltungen verboten
durchzuführen

4.8 Friedhöfe zu errichten oder verboten
zu erweitern

4.9 Flugplätze einschließlich verboten
Sicherheitsflächen, Notab-
wurfplätze, militärische
Anlagen und Übungsplätze -
zu errichten oder zu erwei-
tern
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in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

4.10 Militärische Übungen verboten
durchzuführen

4.11 Kleingartenanlagen zu verboten
errichten oder zu erweitern

4.12 Anwendung von Pflanzen- verboten
schutzmitteln auf Freiland-
flächen, die nicht der land-,
forstwirtschaftlich oder
erwerbsgärlnerischen Pro-
duktion dienen (z. B. Ver-
kehrswege, Rasenflächen,
Friedhöfe, Sportanlagen)

4.13 Düngen mit Stickstoffdün- nur zulässig bei standort- und bedarfsge- nur zulässig bei standort- und bedarfsge-
gern rechter Düngung mit den nach Nm. 6.1 bis rechter Düngung mit Mineraldünger

6.3 zulässigen Stoffen

4.14 Beregnung von öffentlichen verboten
Grünanlagen, Rasensport-
und Golfplätzen

5. bei baulichen Anlagen

5.1 bauliche Anlagen und zuge- verboten
hörige Kfz-Stellplätze (ohne
Nr. 4.1) zu errichten oder zu
erweitern

5.2 Ausweisung neuer Bauge- verboten
biete

5.3 Stallungen zu errichten verboten
oder zu erweitern

5.4 Anlagen zum Lagern und verboten
Abfüllen von Jauche, Gülle,
Silagesickersaft, Festmist
und Gärfutter (JGS-
Anlagen) zu errichten oder
zu erweitern

5.5 gewässerbauliche Verände- verboten
rungen vorzunehmen,
welche Grundwasserströ-
mung und -beschaffenheit
beeinflussen können

6. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Flächennutzungen

6.1 Düngen mit Gülle, Jauche, nur zulässig wie bei Nr: 6.2 verboten
Festmist, Festmistkompost
und Gärresten von abfall-
freiem Substrat aus Biogas-
anlagen

6.2 Düngen mit sonstigen orga- nur zulässig unter Einhaltung aller aktuellen fachlichen Regeln und Rechtsvorschriften;
nischen und mineralischen einschließlich einer betriebsgrößenunabhängigen Aufzeichnung von Düngebedarfsermitt-
Stickstoffdüngern (ohne Nr. lung und Bilanzierung derNährstoffströme gemäß Düngerecht
6.3)
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in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

6.3 Ausbringen oder Lagern verboten, verboten
von
- Stoffen nach Abfallver- ausgenommen Kompost
zeichnis-Verordn ung - mit RAL-Prüfzeugnis "geeignet für WSZ-
{insbesondere Schlämme III"
jeglicher Art), - aus der Eigenkompostierung in Hausgär-

- klärsc hlammhal tige n ten
Düngemitteln,

- Düngemitteln bzw. Gär-
resten bzw. Kompost mit
Anteilen von behandelten
oder unbehandelten
Bioabfällen oder tieri-
sehen Nebenprodukten

6.4 Lagern von Festmist, Se- nur zulässig für Kalkdünger; Mineraldün- verboten
kundärrohstoffdünger oder ger und Schwarzkalk (auf die Pflicht zur
Mineraldünger auf unbefes- dichten Abdeckung gegen Niederschlag wird
tigten Flächen hingewiesen)

6.5 Lagern von Gärfutter oder nur zulässig in allseitig dichten Foliensilos verboten
Gärsubstrat außerhalb bei Siliergut ohne Gärsafterwartung sowie
ortsfester Anlagen Ballensilage

6.6 ganzjährige Bodendeckung Winterfurche verboten
durch Zwischen- oder
Hauptfrucht

6.7 Beweidung jeglicher Art, verboten
Freilandtierhaltung (auch
1m Zusammenhang mit
ortsveränderlichen Geflü-
gelställen), Koppel- und
Pferchtierhaltung

6.8 Wildfutterplätze und Wild- - - - verboten
gatter zu errichten; Wildkir-
rungen, Aufbrechen und
Vergraben von Wild / Wild-
resten

6.9 Anwendung von chemi- verboten
sehen Pflanzenschutzmit-
teln aus Luftfahrzeugen
oder zur Bodenentseu-
chung

6.10 Bewässerung landwirt- verboten
schaft!ich oder gärtnerisch
genutzter Flächen

6.11 landwirtschaftliche Dräne verboten verboten
und zugehörige Vorflutgrä-
ben anzulegen, zu ändern ausgenommen Instandsetzungs- und Pfle- ausgenommen Instandsetzungs- und Pflege-
oder zu erneuern gemaßnahmen an bereits bestehenden maßnahmen an bereits bestehenden Ein-

Einrichtungen, mit schonenden Verfahren 1 richtungen, mit schonenden Verfahren nach
Woche nach Anzeige beim Landratsamt Befreiung i. S. v.$4 dieser Verordnung beim
Bayreuth Landratsamt Bayreuth

6.12 besondere Nutzungen im nur Gewächshäuser mit geschlossenem verboten
Sinne von Anlage 2, Ziffer 1 Bewässerungssystem zulässig
neu anzulegen oder zu er-
weitern

6.13 Anlagen von Rückegassen nur zulässig unter Beachtung des LIU- nur zulässig wie in Zone III, 4 Wochen nach
Merkblattes 1.2/10 "Forstwegebau und Hol- Anzeige beim Landratsamt Bayreuth
zernte im Wasserschutzgebiet"
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in der Weiteren Schutzzone in der Engeren Schutzzone

entspricht Zone III II

6.14 forstliche Hiebmaßnahmen, nur zulässig im Rahmen schonender Bewirtschaftung gern. Art.14 BayWaldG; Kahlhiebe nur
Kahlhiebe und wirkungs- in besonders begründeten Fällen (wie z.B. Windwurf, Schädlingsbefall, etc.) Befreiung i. S. v.
gleiche Maßnahmen § 4 dieserVerordnung durch das Landratsamt Bayreuth (siehe Anlage 2 Ziff. 2)

6.15 Rodung verboten

6.16 Lagerung von Hackschnit- nur zulässig für unbehandeltes Material und verboten
zeln außerhalb von Gebäu- bei ständiger Abdeckung gegen Nieder-
den schläge

6.17 N asskonservierung von verboten
Rundholz

(2) Im Fassungsbereich (Schutzzone I) sind sämtliche unter den Nr.1 bis 6 aufgeführten Handlungen verboten. Das Betreten ist nur
zulässig für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung durch Befugte des Trägers der öffentlichen Wasser­
versorgung, die durch diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Beauftragten.

$4
Befreiungen

(1) Für die Erteilung von Befreiungen
von Einschränkungen, Verboten und
Handlungspflichten des § 3 sowie von
Duldungs- und Handlungspflichten
nach §§ 6 und 7 gilt § 52 Abs. 1 Sätze 2
und3WHG.

(2) Die Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2
WHG ist widerruflich; sie kann mit In­
halts- und Nebenbestimmungen ver­
bunden werden und bedarf der
Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Land­
ratsamt Bayreuth vom Grundstück­
seigentümer verlangen, dass der frü­
here Zustand wiederhergestellt wird,
sofern es das Wohl der Allgemeinheit,
insbesondere der Schutz der Wasser­
versorgung erfordert.

(4) Sind für die Zwecke der Wassergewin­
nung und -ableitung Befreiungen von
Verboten und Beschränkungen des§ 3
Abs. 1 und 2 bezüglich der Nummern
3.5 und 5.1 erforderlich, so hat der Trä­
ger der öffentlichen Wasserversor­
gung, die durch diese Verordnung ge­
schützt ist, oder der von ihm Beauf­
tragte die erforderlichen Baumaß}nah­
men und Schutzvorkehrungen früh­
zeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt
abzustimmen. Für dringende Abhilfe­
maßnahmen in Notfällen gilt die Be­
freiung als erteilt, sofern das Land­
ratsamt Bayreuth, das Wasserwirt­
schaftsamt und das staatliche Ge­
sundheitsamt verständigt sind.

$5
Beseitigung und Änderung
bestehender Einrichtungen

(1) Die Eigentümer und Nutzungsbe­
rechtigten von Grundstücken inner­
halb des Schutzgebiets haben die Be­
seitigung oderAnderung von Einrich-

tungen, die im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieser Verordnung bestehen
und deren Bestand, Errichtung, Er­
weiterung oder Betrieb unter die Ver­
bote des § 3 fallen, aufAnordnung des
Landratsamts Bayreuth zu dulden, so­
fern sie nicht schon nach anderen Vor­
schriften verpflichtet sind, die Ein­
richtung zu beseitigen oder zu än­
dern.

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach
dem $ 52 Abs. 4 WHG i.V.m. $$ 96-98
WHG und Art. 57 BayWG Entschädi­
gung zu leisten.

$6
Handlungs- und Duldungspflichten
($ 52 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 WHG)

(1) Die Eigentümer und Nutzungsbe­
rechtigten von Grundstücken inner­
halb des Schutzgebietes haben zu
dulden, dass die Grenzen des Fas­
sungsbereiches und der anderen
Schutzzonen durch Aufstellen oder
Anbringen von Hinweiszeichen
kenntlich gemacht werden.

(2) Sie haben ferner Probenahmen von
im Schutzgebiet zum Einsatz be­
stimmten Düngemitteln und Pflan­
zenschutzmitteln durch Beauftragte
des Landratsamtes Bayreuth zur
Kontrolle der Einhaltung der Vor­
schriften dieser Verordnung zu dul­
den.

3) Sie haben ferner die Entnahme von
Boden-, Vegetations- und Wasserpro­
ben und die hierzu notwendigen
Verrichtungen auf den Grundstücken
im Wasserschutzgebiet durch Beauf­
tragte des Trägers der öffentlichen
Wasserversorgung, die durch diese
Verordnung geschützt ist, oder des
Landratsamts Bayreuth zu dulden.

(4) Sie haben ferner das Betreten der
Grundstücke zur Wahrnehmung der

Eigenüberwachungspflichten gemäß
$ 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 WHG und ge­
mäß $ 3 der Verordnung zur Eigen­
überwachung von Wasserversor­
gungs- und Abwasseranlagen (Eigen­
Überwachungsverordnung - EÜV) in
derjeweils geltenden Fassung durch
a. Bedienstete des Trägers der öffent­
lichen Wasserversorgung, die
durch diese Verordnung geschützt
ist, oder

b. von ihm hiermit Beauftragte
zu gestatten, die hierzu erforderli­
chen Auskünfte zu erteilen und
technische Ermittlungen und
Prüfungen zu ermöglichen

(5) Sind Aufzeichnungen nach dieser
Verordnung vorzunehmen, sind diese
auf Verlangen dem Begünstigten
und/oder dem Landratsamt Bayreuth
innerhalb von 4Wochen vorzulegen.

$7
Ausgleichsleistungen
und Entschädigung
(Art. 32, 57 BayWG,
$52 Abs. 4, 5)

(1) Soweit diese Verordnung oder eine
auf Grund dieser Verordnung erge­
hende Anordnung erhöhte Anforde­
rungen festsetzt, die die ordnungsge­
mäße land- oder forstwirtschaftliche
Nutzung einschränken oder Mehrauf­
wendungen für den Bau und Betrieb
land- oder forstwirtschaftlicher Be­
triebsanlagen nach Maßgabe des Art.
32 Satz 1 Nr. 2 BayWG zur Folge ha­
ben, ist für die dadurch verursachten
wirtschaftlichen Nachteile ein ange­
messener Ausgleich nach Art. 32 i. V.
m. Art. 57 BayWG zu leisten. Die Höhe
ergibt sich aus den zum Erreichen des
Schutzzwecks tatsächlich erforderli­
chen Einschränkungen oder Mehr­
aufwendungen.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine
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auf Grund dieser Verordnung erge­
hende Anordnung das Eigentum
unzumutbar beschränkt und diese
Beschränkung nicht durch eine Be­
freiung nach S 4 oder andere Maß­
nahmen vermieden oder ausgegli­
chen werden kann, ist über die Fälle
des § 5 hinaus nach § 52 Abs. 4 WHG i.
V. m. §§ 96- 98 WHG und Art. 57
BayWG Entschädigung zu leisten.

$8
Pflichten des Trägers

der öffentlichen Wasserversorgung,
die durch diese Verordnung geschützt

ist (Begünstigter)

(1) Der Begünstigte hat den Fassungsbe­
reich wirksam gegen den Zutritt Unbe­
fugter, gegen Zufluss von Nieder­
schlags- und Schmelzwässern sowie
vor Beeinträchtigungen der schützen­
den Bodendecke und ggf. der Fas­
sungsanlagen infolge tieferer Durch­
wurzelung und Windwurf zu schüt­
zen. Bereits vorhandene Bäume sind
bodenschonend zu entfernen, ent­
standene Verletzungen der Bodende­
cke umgehend zu beheben.

(2) Der Begünstigte hat bei nicht öffentli­
chen Straßen, Wegen und Plätzen zur
Kennzeichnung die Hinweiszeichen
auf eigene Kosten zu beschaffen und
an den Stellen anzubringen und zu
unterhalten, an denen es die jeweilige
Kreisverwaltungsbehörde anordnet.
Dies gilt auch für oberirdische Gewäs­
ser und sonstige Stellen, an denen
eine Kennzeichnung erforderlich ist.

(3) Der Begünstigte hat die Engere
Schutzzone mindestens vierteljähr­
lich, die weitere Schutzzone minde­
stens einmal pro Jahr zu begehen.
Festgestellte Verstöße gegen die An­
ordnungen der Schutzgebietsverord­
nung sind in das Betriebstagebuch
einzutragen und in den Jahresbericht
nach § 5 EÜV aufzunehmen. Sofern
eine Mängelbeseitigung in einer der
Gefährdungslage und Zumutbarkeit
angemessenen Frist nicht erreicht
werden kann, sind das Landratsamt
Bayreuth und das Wasserwirtschafts­
amt Hofzu verständigen.
Das Verbot der Düngung mit Gülle,
Jauche, Festmist, Gärresten aus Bio­
gasanlagen und Festmistkompost in
der engeren Schutzzone ist minde­
stens einmal pro Monat zu kontrollie­
ren. Verstöße sind dem Landratsamt
Bayreuth unverzüglich mitzuteilen.
Die Begehungen und Kontrollen sind
im Jahresbericht nach § 5 EÜV zu
dokumentieren.

(4) Der Begünstigte hat die Vorlage der
Aufzeichnungen gemäß $3 Abs.1 Nr. 4
und § 5 EÜV, i. V. m. § 52 Abs. 1 Nt. 3
WHG, jährlich vollständig und unauf­
gefordert vorzunehmen. Dies betrifft
insbesondere auch die Daten zur

Rohwasserbeschaffenheit.

(5) Der Begünstigte hat folgende Maß­
nahmen sicherzustellen / folgende
Maßnahmen zur Sicherstellung der
Wirksamkeit des Wasserschutzgebie­
tes zu veranlassen:

1. zusätzliche Beschilderung, soweit
nicht schon vorhanden, für Verbote
privater motorisierter Gelände­
fahrten,

2. Meldung nachträglich bekannt
gewordener Bestandsrisiken an
die KVB (LRA Bayreuth) zu deren
Beseitigung bzw. zu Nutzungsbe­
schränkungen durch Einzelanord­
nung.

$9
Ordnungswidrigkeiten

Nach§ 103 Abs. 1 Nr. 7a Buchstabe a, Abs.
2 WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann
mit Geldbuße bis zu Fünfzigtausend Euro
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und 2
zuwiderhandelt oder einer Pflicht
nach§ 8 nicht nachkommt,

2. eine nach§ 4 ausnahmsweise zugelas­
sene Handlung vornimmt, ohne die
mit der Befreiung verbundenen In­
halts- und Nebenbestimmungen zu
befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach
den S$5 und 6 nicht duldet.

$10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des
Landkreises Bayreuth in Kraft. Gleichzei­
tig tritt die Verordnung des Landratsam­
tes Bayreuth über das Wasserschutzge­
biet in Kirchenpingarten (Landkreis
Bayreuth) vom 17.9.1979 (Amtsblatt für
den Landkreis Bayreuth Nr. 28 vom
26.9.1979) außer Kraft.

Bayreuth, 8. April 2024
LandratsamtBayreuth
Florian Wiedemann
Landrat

Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist
zusätzlich auf der Internetseite des Land­
kreises Bayreuth unter www.landkreis­
bayreuth.de/Bekanntmachungen abruf­
bar (vgl. Art. 27a Bay VwVfG.

Anlage 1
Lageplan M = 1:5000
Anlage 2
Erläuterungen und Maßgaben zu $ 3
Abs.1, Nr.6

1. Besondere Nutzungen sind folgende
landwirtschaftliche, forstwirt­
schaftliche und gärtnerische Nut­
zungen (zuNr. 6.12):
- Weinbau,
- Beerenanbau,
- Hopfenanbau,
- 'Tabakanbau,
- Gemüseanbau (ausgenommen
Feldgemüse im Rahmen der übli­
chen Fruchtfolge),

- Zierpflanzenanbau,
- Baumschulen und forstliche
Pflanzgärten und

- Energiepflanzenanbau, der einer
üblichen ackerbaulichen Nutzung
nicht vergleichbar ist (z. B. Ener­
giewälder; Kurzumtriebsplantagen
mit chemischer Unkrautregulie­
rung)

Das Verbot bezieht sich nur auf die
Neuanlage derartiger Nutzungen,
nicht auf die Verlegung im Rahmen
des ertragsbedingt erforderlichen
Flächenwechsels bei gleichbleiben­
der Größe der Anbaufläche. Eine
Befreiungsperspektive gern. § 52 Abs.
1 Satz 3 besteht insbesondere für
Kulturen, die ohne chemischen Pflan­
zenschutz und intensive Düngung
betrieben werden.

2. Kahlhiebe und wirkungsgleiche
Maßnahmen (zuNr. 6.14)

Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer
Waldfläche in einem oder in wenigen
kurz aufeinander folgenden Eingrif­
fen alle aufstockenden Bäume ent­
nommen werden, ohne dass bereits
eine ausreichende übernehmbare
Verjüngung vorhanden ist. Zusätzlich
zum schlagartig einsetzenden erhebli­
chen Nährstoffüberangebot bewirkt
der gleichzeitige Umschlag des Be­
standsklimas in Freiflächenbedingun­
gen eine massive Mineralisation orga­
nischer Substanz mit schubweiser
Nitratauswaschung ins Grundwasser.
Eine dem Kahlhieb wirkungsgleiche
Maßnahme ist die Lichthauung, bei
der nur noch vereinzelt Bäume stehen
bleiben und dadurch ebenfalls Freiflä­
chenbedingungen entstehen. Kahl­
hiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im
Hochwald zu vermeiden, im Schutz­
wald eigens erlaubnispflichtig. Er­
scheint im sachlich begründeten
Einzelfall ein Kahlhieb o. ä. im Was­
serschutzgebiet unumgänglich, so
bedarf dieser der Befreiung durch die
Kreisverwaltungsbehörde, unter der
Voraussetzung, dass eine wesentliche
Beeinträchtigung der Grundwasser­
beschaffenheit dadurch nicht zu
besorgen ist.

Ist nach Kalamitäten infolge von Wind­
wurf, Schneebruch oder durch Schäd­
lingsbefall eine umgehende Aufarbeitung
erforderlich und nur durch die Entnahme
aller geschädigten Bäume und daher u. U.
nur durch Kahlhieb möglich, so genügt
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die Anzeige beim Landratsamt Bayreuth
unter Vorlage der forstfachlichen Feststel­
lung und Bestätigung der Notwendigkeit
und Dringlichkeit durch den zuständigen
Revierleiter des Amtes für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten. Unbescha­
det Nr. 6.15 bleibt eine Rodung verbliebe­
ner Wurzelstöcke verboten (bzw. in un­
ausweichlichen Fällen einer Befreiung
nach§ 4 dieserVerordnung vorbehalten).

Kraftloserklärung eines
Sparkassenbuches

Nach $ 17 SpkO und Art. 39 des AGBGB
wird das nachstehende aufgeführte Spar­
kassenbuch für kraftlos erklärt:

Konto-Nr.: 3710067855

Nachdem die Urkunde innerhalb der
Frist von drei Monaten nicht vorgelegt
wurde, erfolgt mit Beschluss des Vorstan­
des die

Kraftloserklärung.

Die neu ausgestellte Zweitschrift der Spar­
urkunde ist nach einer 14tägigen Be­
kanntmachung in den Schalterräumen
der Sparkasse gegen Nachweis der Emp­
fangsberechtigung in Empfang zu neh­
men.

Bayreuth, 16. April 2024
SparkasseBayreuth
Der Vorstand

Kraftloserklärung eines
Sparkassenbuches

Nach§ 17 SpkO und Art. 39 des AGBGB
wird das nachstehende aufgeführte Spar­
kassenbuch für kraftlos erklärt:

Konto-Nr. neu:
Konto-Nr. alt:

3706047747
306047747

Nachdem die Urkunde innerhalb der
Frist von drei Monaten nicht vorgelegt
wurde, erfolgt mit Beschluss des Vorstan­
des die

Kraftloserklärung.

Die neu ausgestellte Zweitschrift der Spar­
urkunde ist nach einer 14tägigen Be­
kanntmachung in den Schalterräumen
der Sparkasse gegen Nachweis der Emp­
fangsberechtigung in Empfang zu neh­
men.

Bayreuth, 9. April 2024
Sparkasse Bayreuth
DerVorstand

Aufgebot eines
Sparkassenbuches

Das nachstehende aufgeführte Sparkas­
senbuch, ausgestellt von der Sparkasse
Bayreuth, ist verloren gegangen:

Konto-Nr.: 3710105283

Gemäß Art. 35 des Ausführungsgesetzes
zum BGB wird der gegenwärtige Inhaber
dieser Urkunde aufgefordert, binnen ei­
ner Frist von

drei Monaten

seine Rechte unter Vorlage des Sparkas­
senbuches bei der unterzeichneten Spar­
kasse anzumelden.

Die Urkunde wird nach Fristablauf für
kraftlos erklärt.

Bayreuth, 17. April 2024
SparkasseBayreuth
DerVorstand

Öffentliche Bekanntmachung einer
Baugenehmigung nach Art. 66 Abs. 2
Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)
auf dem Gebiet der Gemeinde Eckers­
dorf

Das Landratsamt Bayreuth erteilte mit
Bescheid vom 11.04.2024, BV-Nr.
167/2024, die beantragte Genehmigung
für die Nutzungsänderung eines Son­
nenstudios in einen Pizzaservice auf den
Grundstücken FI.-Nr. 135 und 135/3,
Gemarkung Donndorf, Bamberger Stra­
ße 2, 95488 Eckersdorf.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb
eines Monats nach seiner Bekanntgabe
Klage erhoben werden bei dem Bayeri­
schen Verwaltungsgericht Bayreuth,
Postfachanschrift: Postfach 110321, 95422
Bayreuth, Hausanschrift: Friedrichstraße
16, 95444 Bayreuth, schriftlich, zur Nie­
derschrift oder elektronisch in einer für
den Schriftformersatz zugelassenen
Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklag­
ten (Freistaat Bayern) und den Gegen­
stand des Klagebegehrens bezeichnen
und soll einen bestimmten Antrag enthal­
ten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen ange­
geben, der angefochtene Bescheid soll in
Abschrift beigefügt werden. Der Klage
und allen Schriftsätzen sollen bei schrift­
licher Einreichung oder Einreichung zur
Niederschrift Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zurRechtsbehelfsbelehrung:

Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). Die
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa­
cher E-Mail ist nicht zugelassen und
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen.
Nähere Informationen zur elektroni­
schen Einlegung von Rechtsbehelfen
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz
der Bayerischen Verwaltungsgerichts­
barkeit (www.vgh.bayern.de). Eine Klage
eines Dritten gegen diesen Bescheid hat
gemäß $ 212 a BauGB keine aufschieben­
de Wirkung. Beim Bayer:. Verwaltungsge­
richt Bayreuth (s. o.) kann die Anordnung
der aufschiebenden Wirkung beantragt
werden. Durch das Gesetz zur Änderung
des Gesetzes zur Ausführung der Verwal­
tungsgerichtsordnung vom 22.06.2007
(GVBl S. 390) wurde das Widerspruchs­
verfahren im Bereich des Baurechts
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit
gegen diesen Bescheid Widerspruch
einzulegen. Kraft Bundesrechts wird in
Prozessverfahren vor denVerwaltungsge­
richten infolge der Klageerhebung eine
Verfahrensgebühr fällig.

SonstigerHinweis:

Die Akten des Baugenehmigungsverfah­
rens können beim Landratsamt Bay­
reuth, Fachbereich Bauordnung, Mark­
grafenallee 5, 95448 Bayreuth, während
der Geschäftszeiten der Bauverwaltung
(Montag von 07:30 Uhr bis 14:00 Uhr,
Dienstag von 07:30 Uhr bis 14:00 Uhr,
Mittwoch von 07:30 Uhr bis 12:00 Uhr,
Donnerstag von 07:30 Uhr bis 17:00 Uhr
und Freitag von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr)
eingesehen werden.

Es wird um vorherige Terminvereinba­
rung gebeten (Tel.: 0921-728-545 oder
0921-728-586).

Bayreuth, 17. April 2024
LandratsamtBayreuth
Ludwig
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